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Resolution der Generalversammlung, verabschiedet am 20. Dezember 2012 

[aufgrund des Berichts des Dritten Ausschusses (A/67/457/Add.3 und Corr.1)] 

67/182.  Die Menschenrechtssituation in der Islamischen Republik Iran 

 Die Generalversammlung, 

 geleitet von der Charta der Vereinten Nationen sowie der Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte1, den Internationalen Menschenrechtspakten2 und anderen internationalen 
Menschenrechtsübereinkünften, 

 unter Hinweis auf ihre früheren Resolutionen über die Menschenrechtssituation in der 
Islamischen Republik Iran, zuletzt Resolution 66/175 vom 19. Dezember 2011, 

 1. nimmt Kenntnis von dem gemäß Resolution 66/175 vorgelegten Bericht des Ge-
neralsekretärs3, in dem dieser seine tiefe Beunruhigung darüber bekundet, dass es in der Is-
lamischen Republik Iran auch weiterhin zu Menschenrechtsverletzungen kommt, und von 
dem Bericht des Sonderberichterstatters über die Situation der Menschenrechte in der Isla-
mischen Republik Iran4, der gemäß Resolution 16/9 des Menschenrechtsrats vom 24. März 
20115 vorgelegt wurde und der ein zutiefst beunruhigendes Bild der allgemeinen Menschen-
rechtslage in der Islamischen Republik Iran zeichnet und eine Aufzählung von Meldungen 
über zahlreiche Menschenrechtsverletzungen, viele davon systematisch, enthält, 

 2. bekundet ihre tiefe Besorgnis über die anhaltenden und wiederholten schweren 
Menschenrechtsverletzungen in der Islamischen Republik Iran, darunter 

 a) Folter und grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Stra-
fe, einschließlich Auspeitschung und Amputation; 

_______________ 
1 Resolution 217 A (III). Auf Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/Depts/german/menschenrechte/ 
aemr.pdf. 
2 Resolution 2200 A (XXI), Anlage. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBl. 1973 II S. 1533; LGBl. 
1999 Nr. 58; öBGBl. Nr. 591/1978; AS 1993 750 (Zivilpakt) dGBl. 1973 II S. 1569; LGBl. 1999 Nr. 57; 
öBGBl. Nr. 590/1978; AS 1993 725 (Sozialpakt). 
3 A/67/327. 
4 A/67/369. 
5 Siehe Official Records of the General Assembly, Sixty-sixth Session, Supplement No. 53 (A/66/53), Kap. II, 
Abschn. A. 
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 b) die nach wie vor bestürzend hohe Häufigkeit, mit der die Todesstrafe unter 
Nichtachtung international anerkannter Garantien vollstreckt wird, einschließlich einer Zu-
nahme öffentlicher Hinrichtungen, obwohl ein von dem ehemaligen obersten Richter he-
rausgegebener Runderlass öffentliche Hinrichtungen verbietet, und heimlicher Gruppenhin-
richtungen, sowie Meldungen über Hinrichtungen ohne Benachrichtigung der Angehörigen 
oder des Rechtsberaters des Gefangenen; 

 c) die Beibehaltung von Hinrichtungen von Minderjährigen und Personen, die zum 
Zeitpunkt der Begehung ihrer Straftat das 18. Lebensjahr nicht vollendet hatten, unter Ver-
stoß gegen die Verpflichtungen der Islamischen Republik Iran nach dem Übereinkommen 
über die Rechte des Kindes6 und dem Internationalen Pakt über bürgerliche und politische 
Rechte2; 

 d) die unter Verstoß gegen das Völkerrecht verhängte Todesstrafe für Verbrechen, 
die nicht präzise und ausdrücklich definiert sind, wie etwa moharabeh (Feindschaft gegen 
Gott), und/oder für Verbrechen, die nicht den Tatbestand eines Schwerstverbrechens erfül-
len; 

 e) die Praxis der Strangulation durch Aufhängen als Methode der Hinrichtung so-
wie der Umstand, dass inhaftierten Personen weiterhin die Verurteilung zur Hinrichtung 
durch Steinigung droht, obwohl ein von dem ehemaligen obersten Richter herausgegebener 
Runderlass die Steinigung verbietet; 

 f) die fortgesetzte, systematische, verbreitete und schwere Einschränkung der Frei-
heit, sich friedlich zu versammeln, der Vereinigungsfreiheit, der Meinungsfreiheit und des 
Rechts der freien Meinungsäußerung, so auch durch Maßnahmen mit dem Ziel, Internetin-
halte zu sperren oder zu filtern, den Zugang zu ausländischen E-Mail-Diensten und einer 
Vielzahl von Websites zu beschränken, internationale Satellitenübertragungen in die Islami-
sche Republik Iran zu stören, Zeitungen, Zeitschriften und sonstige Veröffentlichungen zu 
zensieren oder zu schließen und den Zugang zu Kommunikationen und Information zu sper-
ren; 

 g) das zunehmende und systematische gezielte Vorgehen gegen Menschenrechts-
verteidiger, unter anderem gegen Rechtsanwälte, Journalisten, so auch durch Einschüchte-
rung der Angehörigen unabhängiger Journalisten der persischsprachigen Medien, und gegen 
sonstige Medienvertreter, Internetanbieter, Blogger und Netzbürger, die wegen ihrer Tätig-
keit Einschüchterung, Verhöre, Festnahmen, willkürliche Inhaftierung, langfristiges Exil 
und/oder harte Strafen, einschließlich der Todesstrafe, erleiden müssen, wobei insbesondere 
die Aufrechterhaltung der Freiheitsstrafen gegen Mitarbeiter des Zentrums der Verteidiger 
der Menschenrechte vermerkt wird; 

 h) die allgegenwärtige Geschlechterungleichheit und Gewalt gegen Frauen, anhal-
tende Repressionsmaßnahmen gegen Verteidiger der Menschenrechte von Frauen, die Fest-
nahme und gewaltsame Unterdrückung von Frauen, die ihr Recht, sich friedlich zu versam-
meln, ausüben, sowie die Verhängung von Strafen gegen diese Frauen und die verstärkte 
Diskriminierung von Frauen und Mädchen im Gesetz und in der Praxis, so auch durch Be-
schränkung des Zugangs zu einer Hochschulbildung, einschließlich der Nichtzulassung von 
Frauen zu 77 Studienbereichen durch 36 Universitäten; 

 i) die fortgesetzte Diskriminierung und andere, bisweilen der Verfolgung gleich-
kommende Menschenrechtsverletzungen gegenüber Angehörigen ethnischer, sprachlicher 
oder anderer Minderheiten, darunter Araber, Aseris, Belutschen, Kurden und diejenigen, die 

_______________ 
6 United Nations, Treaty Series, Vol. 1577, Nr. 27531. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBl. 1992 
II S. 121; LGBl. 1996 Nr. 163; öBGBl. Nr. 7/1993; AS 1998 2055. 



Die Menschenrechtssituation in der Islamischen Republik Iran A/RES/67/182

  

3/7 

sich für sie einsetzen, wobei insbesondere Meldungen über die gewaltsame Unterdrückung 
und Inhaftierung ethnischer Araber und Aseris, die gewaltsame Unterdrückung von Um-
weltprotesten auf aserischem Gebiet und die hohe Rate der Hinrichtungen von Angehörigen 
von Minderheitengruppen, einschließlich der vor kurzem vorgenommenen heimlichen 
Gruppenhinrichtung von Angehörigen der Minderheit der Ahwasi-Araber, vermerkt werden; 

 j) die vermehrte Verfolgung und die zunehmenden Verletzungen der Menschen-
rechte von Angehörigen anerkannter religiöser Minderheiten, darunter Christen, Juden, Su-
fis, sunnitische Muslime und Zoroastrier und diejenigen, die sich für sie einsetzen, wobei 
insbesondere die umfangreichen Festnahmen und Inhaftierungen von Sufis und evangelika-
len Christen, einschließlich der fortdauernden Inhaftierung christlicher Pastoren, vermerkt 
werden; 

 k) die vermehrte Verfolgung und die zunehmenden Verletzungen der Menschen-
rechte von Angehörigen nicht anerkannter religiöser Minderheiten, insbesondere von An-
hängern des Bahá’í-Glaubens und denjenigen, die sich für sie einsetzen, einschließlich eska-
lierender Angriffe, einer Zunahme der Zahl der Festnahmen und Inhaftierungen, der Be-
schränkung des Zugangs zu Hochschulbildung aufgrund der Religion, der Verhängung lang-
jähriger Freiheitsstrafen gegen 12 mit Bildungseinrichtungen der Bahá’í verbundene Bahá'í, 
der fortgesetzten Verweigerung des Zugangs zu einer Beschäftigung im öffentlichen Sektor, 
zusätzlicher Beschränkungen für eine Teilhabe am Privatsektor und der De-facto-Kriminali-
sierung der Zugehörigkeit zum Bahá’í-Glauben; 

 l) der weiter anhaltende Hausarrest führender Oppositionsvertreter seit den Präsi-
dentschaftswahlen von 2009 sowie Beschränkungen für ihre Anhänger und Angehörigen, 
unter anderem durch Drangsalierung und Einschüchterung; 

 m) die fortdauernde gravierende Beschneidung und Einschränkung des Rechts auf 
Gedanken-, Gewissens-, Religions- und Weltanschauungsfreiheit, einschließlich willkürli-
cher Festnahme, Haft auf unbestimmte Dauer und langjähriger Gefängnisstrafen gegenüber 
Personen, die dieses Recht ausüben, sowie Beschränkungen für den Bau von Kult- und Be-
erdigungsstätten und Anschläge auf diese; 

 n) die fortwährende Nichtachtung des Rechts auf ein ordnungsgemäßes Verfahren 
sowie die Verletzungen der Rechte von Inhaftierten, einschließlich der verbreiteten und sys-
tematischen Anwendung der willkürlichen Inhaftierung und des Verschwindenlassens, des 
mangelnden Zugangs der Inhaftierten zu einem Rechtsvertreter ihrer Wahl, der Weigerung, 
die Freilassung von Inhaftierten gegen Kaution zu erwägen, der schlechten Haftbedingun-
gen, einschließlich der starken Überbelegung und der schlechten hygienischen Verhältnisse, 
und der Verweigerung des Zugangs zu medizinischer Behandlung, sowie anhaltende Berich-
te, wonach Inhaftierte in Haft sterben, der Folter, der Vergewaltigung und anderen Formen 
der sexuellen Gewalt und harschen Verhörmethoden ausgesetzt werden und Druck auf ihre 
Verwandten und Angehörigen ausgeübt wird, einschließlich durch Arrest, um falsche Ge-
ständnisse zu erhalten, die dann in den Gerichtsverfahren verwendet werden; 

 o) die fortgesetzten willkürlichen oder rechtswidrigen Eingriffe staatlicher Behör-
den in das Privatleben von Personen, insbesondere in Bezug auf ihre Privatwohnung, sowie 
in ihren Schrift-, Telefon- und E-Mail-Verkehr, unter Verstoß gegen das Völkerrecht; 

 3. bekundet besondere Besorgnis darüber, dass die Regierung der Islamischen Re-
publik Iran nach Fällen schwerer Menschenrechtsverletzungen, an denen die iranischen Ge-
richte und Sicherheitsorganisationen beteiligt waren, und den umfangreichen Verstößen, zu 
denen es während der Zeit nach den Präsidentschaftswahlen von 2009 im Gefängnis Kahri-
sak und anderenorts kam, weder umfassende Untersuchungen durchgeführt hat noch daran-
gegangen ist, die Verantwortlichen zur Rechenschaft zu ziehen, und fordert die Regierung 
abermals auf, glaubwürdige, unabhängige und unparteiische Untersuchungen der Berichte 
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über Menschenrechtsverletzungen einzuleiten und die Straflosigkeit für solche Rechtsver-
letzungen zu beenden; 

 4. bekundet ihre Besorgnis über die den Kandidaten in den Parlamentswahlen von 
2012 auferlegten Beschränkungen, insbesondere über die Beschränkungen des passiven 
Wahlrechts und der Aktivitäten der Kandidaten; 

 5. nimmt Kenntnis von zur Freilassung und Begnadigung einiger politischer Ge-
fangener und Gefangener aus Gewissensgründen unternommenen Schritten und fordert die 
Regierung der Islamischen Republik Iran auch weiterhin auf, sofort und bedingungslos alle 
diejenigen freizulassen, die nur deswegen willkürlich festgenommen wurden und in Haft 
gehalten werden, weil sie ihr Recht, sich friedlich zu versammeln, ausgeübt und an friedli-
chen Protesten zu politischen, wirtschaftlichen, Umwelt- oder sonstigen Fragen, einschließ-
lich des Verlaufs und der Ergebnisse der Präsidentschaftswahlen von 2009, teilgenommen 
haben; 

 6. fordert die Regierung der Islamischen Republik Iran mit allem Nachdruck auf, 
sicherzustellen, dass die für 2013 angesetzten Präsidentschaftswahlen frei, fair und transpa-
rent sind und allen offenstehen, dass sie Ausdruck des Volkswillens sind und mit der Allge-
meinen Erklärung der Menschenrechte1, dem Internationalen Pakt über bürgerliche und po-
litische Rechte und allen weiteren einschlägigen Menschenrechtsübereinkünften, deren Ver-
tragsstaat Iran ist, vereinbar sind, und fordert die Regierung auf, eine unabhängige Beob-
achtung des Wahlprozesses, so auch durch die Zivilgesellschaft und die Kandidaten, zuzu-
lassen und es unabhängigen einheimischen und internationalen Experten und Journalisten 
zu gestatten, die Wahlen und die anschließenden politischen Entwicklungen ungehindert zu 
beobachten und darüber Bericht zu erstatten; 

 7. fordert die Regierung der Islamischen Republik Iran auf, den in den Berichten 
des Generalsekretärs und des Sonderberichterstatters über die Menschenrechtssituation in 
der Islamischen Republik Iran hervorgehobenen substanziellen Bedenken und den in frühe-
ren Resolutionen der Generalversammlung enthaltenen konkreten Aufforderungen zum 
Handeln Rechnung zu tragen und ihre Verpflichtungen auf dem Gebiet der Menschenrechte 
im Gesetz und in der Praxis voll einzuhalten und insbesondere 

 a) Amputation, Auspeitschung, Blendung und sonstige Formen der Folter und an-
derer grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe im Gesetz 
und in der Praxis abzuschaffen; 

 b) öffentliche Hinrichtungen und andere Hinrichtungen, die unter Missachtung in-
ternational anerkannter Garantien durchgeführt werden, im Gesetz und in der Praxis abzu-
schaffen; 

 c) das geänderte Islamische Strafgesetzbuch weiter zu überarbeiten, um es mit ih-
rer nach Artikel 37 des Übereinkommens über die Rechte des Kindes und nach Artikel 6 des 
Internationalen Paktes über bürgerliche und politische Rechte bestehenden Verpflichtung in 
Einklang zu bringen, Hinrichtungen von Minderjährigen und Personen, die zum Zeitpunkt 
der Begehung ihrer Straftat das 18. Lebensjahr nicht vollendet hatten, abzuschaffen; 

 d) Steinigung und Strangulation durch Aufhängen als Methoden der Hinrichtung 
abzuschaffen; 

 e) alle Formen der Diskriminierung und sonstigen Menschenrechtsverletzungen 
gegenüber Frauen und Mädchen im Gesetz und in der Praxis zu beseitigen; 

 f) alle Formen der Diskriminierung und sonstigen Menschenrechtsverletzungen 
gegenüber Angehörigen anerkannter und nicht anerkannter religiöser, ethnischer, sprachli-
cher und sonstiger Minderheiten im Gesetz und in der Praxis zu beseitigen; 
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 g) die Diskriminierung und Ausgrenzung von Frauen und Angehörigen bestimmter 
Gruppen, so auch von Mitgliedern der belutschischen Volksgruppe und Anhängern des Ba-
há’í-Glaubens, in Bezug auf den Zugang zu Hochschulbildung zu beseitigen und die Bemü-
hungen, jugendlichen Bahá’í, denen der Zugang zu iranischen Universitäten verweigert 
wird, eine Hochschulbildung zu verschaffen, nicht mehr zu kriminalisieren; 

 h) unter anderem den Bericht des Sonderberichterstatters über religiöse Intoleranz 
von 19967, in dem dieser der Islamischen Republik Iran mögliche Wege zur Emanzipierung 
der Bahá’í-Gemeinschaft empfahl, umzusetzen, die seit 2008 festgehaltenen sieben Bahá’í-
Führer freizulassen und allen Bahá’í, auch denjenigen, die sich wegen ihres Glaubens in 
Haft befinden, das ordnungsgemäße Verfahren und die anderen verfassungsmäßig garantier-
ten Rechte zu gewähren; 

 i) die Drangsalierung, Einschüchterung und Verfolgung von politischen Gegnern, 
Menschenrechtsverteidigern, Arbeiterführern, Studenten, Akademikern, Filmemachern, 
Journalisten, anderen Medienvertretern, Bloggern, Geistlichen, Künstlern und Rechtsanwäl-
ten zu beenden, einschließlich durch die Freilassung der willkürlich oder aufgrund ihrer po-
litischen Ansichten inhaftierten Personen; 

 j) die Einschränkungen, die den Internetnutzern und Internetanbietern unter Ver-
stoß gegen das Recht der freien Meinungsäußerung, die Vereinigungsfreiheit und das Recht 
auf Privatheit auferlegt werden, zu beenden; 

 k) die Einschränkungen, die der Presse und den Medienvertretern auferlegt wer-
den, einschließlich der Störung bestimmter Satellitenübertragungen, zu beenden; 

 l) im Gesetz und in der Praxis die Verfahrensgarantien einzuhalten, um ordnungs-
gemäße Gerichtsverfahren zu gewährleisten; 

 8. fordert die Regierung der Islamischen Republik Iran außerdem auf, im Einklang 
mit den Grundsätzen betreffend die Stellung nationaler Institutionen zur Förderung und zum 
Schutz der Menschenrechte (Pariser Grundsätze)8 ihre nationalen Menschenrechtsinstitutio-
nen zu stärken; 

 9. nimmt Kenntnis von den jüngsten Kontakten der Islamischen Republik Iran mit 
dem Menschenrechtsausschuss, einschließlich der Vorlage ihres ersten periodischen Be-
richts in über 17 Jahren, und fordert die Regierung der Islamischen Republik Iran auf, zu 
erwägen, den abschließenden Bemerkungen des Ausschusses9 nachzukommen; 

 10. fordert die Regierung der Islamischen Republik Iran auf, ihre Verpflichtungen 
aus denjenigen internationalen Menschenrechtsverträgen, deren Vertragspartei sie bereits 
ist, wirksam einzuhalten, alle bei der Unterzeichnung oder Ratifikation anderer internationa-
ler Menschenrechtsübereinkünfte von ihr eingelegten Vorbehalte, die zu allgemein oder un-
präzise sind oder als mit Ziel und Zweck des Vertrags unvereinbar betrachtet werden könn-
ten, zurückzuziehen, zu erwägen, den von den Organen der internationalen Menschenrechts-
verträge, deren Vertragspartei sie ist, angenommenen abschließenden Bemerkungen zur Is-
lamischen Republik Iran nachzukommen, und zu erwägen, die internationalen Menschen-
rechtsverträge, deren Vertragspartei sie nicht bereits ist, zu ratifizieren beziehungsweise ih-
nen beizutreten; 

_______________ 
7 E/CN.4/1996/95/Add.2. 
8 Resolution 48/134, Anlage. 
9 Official Records of the General Assembly, Sixty-seventh Session, Supplement No. 40 (A/67/40), Vol. I, 
Ziff. 107. 
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 11. fordert die Regierung der Islamischen Republik Iran nachdrücklich auf, unein-
geschränkt mit dem Sonderberichterstatter über die Menschenrechtssituation in der Islami-
schen Republik Iran und den anderen internationalen Menschenrechtsmechanismen zusam-
menzuarbeiten, so auch indem sie dem Sonderberichterstatter zur Wahrnehmung seines 
Mandats ungehinderten Zugang zu dem Land einräumt; 

 12. legt der Regierung der Islamischen Republik Iran nahe, auch weiterhin Mög-
lichkeiten der Zusammenarbeit mit den Vereinten Nationen, namentlich dem Amt des Ho-
hen Kommissars der Vereinten Nationen für Menschenrechte, auf dem Gebiet der Men-
schenrechte und der Justizreform zu erkunden; 

 13. bekundet ihre tiefe Besorgnis darüber, dass die Islamische Republik Iran trotz 
ihrer ständigen Einladung an alle Mandatsträger der thematischen Sonderverfahren seit sie-
ben Jahren keinerlei Anträgen dieser Sondermechanismen auf einen Besuch des Landes 
stattgegeben noch auf die überwältigende Mehrheit der zahlreichen und wiederholten Mit-
teilungen dieser Sondermechanismen geantwortet hat, und fordert die Regierung der Islami-
schen Republik Iran mit allem Nachdruck auf, mit den Sondermechanismen uneinge-
schränkt zusammenzuarbeiten, unter anderem indem sie deren Mandatsträgern den Besuch 
ihres Hoheitsgebiets erleichtert, damit glaubhafte und unabhängige Untersuchungen aller 
Vorwürfe über Menschenrechtsverletzungen durchgeführt werden können; 

 14. legt der Regierung der Islamischen Republik Iran eindringlich nahe, alle Emp-
fehlungen, die bei ihrer allgemeinen regelmäßigen Überprüfung durch den Menschenrechts-
rat abgegeben wurden10, unter umfassender und echter Beteiligung der Zivilgesellschaft und 
anderer Interessenträger ernsthaft zu prüfen; 

 15. legt den Mandatsträgern der thematischen Sonderverfahren, insbesondere dem 
Sonderberichterstatter über außergerichtliche, summarische oder willkürliche Hinrichtun-
gen, dem Sonderberichterstatter über Folter und andere grausame, unmenschliche oder er-
niedrigende Behandlung oder Strafe, dem Sonderberichterstatter über die Förderung und 
den Schutz der Meinungsfreiheit und des Rechts der freien Meinungsäußerung, dem Son-
derberichterstatter für Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit, der Sonderberichterstatterin 
über die Lage von Menschenrechtsverteidigern, dem Sonderberichterstatter über Religions- 
und Weltanschauungsfreiheit, der Sonderberichterstatterin über die Unabhängigkeit von 
Richtern und Anwälten, der Sonderberichterstatterin über Gewalt gegen Frauen, deren Ur-
sachen und deren Folgen, dem Sonderberichterstatter über das Recht auf Bildung, dem Son-
derberichterstatter über die Förderung der Wahrheit, der Gerechtigkeit, der Wiedergutma-
chung und der Garantien der Nichtwiederholung, der Unabhängigen Expertin für Minder-
heitenfragen, der Arbeitsgruppe für willkürliche Inhaftierungen, der Arbeitsgruppe zur Fra-
ge des Verschwindenlassens von Personen und der Arbeitsgruppe für die Frage der Diskri-
minierung von Frauen im Recht und in der Praxis, eindringlich nahe, der Menschenrechtssi-
tuation in der Islamischen Republik Iran besondere Aufmerksamkeit zu widmen, mit dem 
Ziel, sie zu untersuchen und darüber Bericht zu erstatten; 

 16. ersucht den Generalsekretär, der Generalversammlung auf ihrer achtundsech-
zigsten Tagung einen Bericht über den Stand der Durchführung dieser Resolution samt Op-
tionen und Empfehlungen zur Verbesserung ihrer Durchführung vorzulegen und dem Men-
schenrechtsrat auf seiner zweiundzwanzigsten Tagung einen Zwischenbericht vorzulegen; 

 17. beschließt, die Untersuchung der Menschenrechtssituation in der Islamischen 
Republik Iran auf ihrer achtundsechzigsten Tagung unter dem Punkt „Förderung und Schutz 
der Menschenrechte“ fortzusetzen. 

_______________ 
10 Siehe A/HRC/14/12. 
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60. Plenarsitzung 
20. Dezember 2012 

 


